
Sie haben das Recht zu 
schweigen
Jeder achte Parlamentarier hat ein Anwaltspatent. Es ist der 
Schlüssel zu Lobbying ohne Regeln und Transparenz.
Von Philipp Albrecht, 03.10.2019

Die Schweiz war einst ein Land der Diskretion. Dann starb vor ein paar Jah-
ren das Bankgeheimnis, und mit ihm wurde auch die Kultur der Geheim-
haltung begraben. Behaupten zumindest Politiker. Doch im Bundeshaus 
lebt die Geheimhaltung weiter.

Eine robuste Mehrheit der Parlamentarier will ihren Wählerinnen nicht 
verraten, wie viel Geld sie mit Nebenämtern verdient. Nur zögerlich liessen 
es Politikerinnen in den letzten zehn Jahren zu, dass ein wenig Licht ins 
Dunkel kommt. Und etwas ist bis heute gar komplett unangetastet geblie-
ben: die Sache mit den Anwälten.

Von den 246 Parlamentarierinnen in beiden Kammern haben 64 eine ju-
ristische Ausbildung. Davon sind 31 im Besitz eines Anwaltspatents. Das 
heisst, sie können Personen und Unternehmen in juristischen Belangen 
vertreten. Ein schwammiger Begrif, der sehr viele Möglichkeiten beinhal-
tet: Verteidigung vor Gericht, Vermögensverwaltung, notarielle Beglaubi-
gung oder juristische Beratung.

Beim letzten Punkt wird es heikel. 

Denn die rechtliche Beratung kann, zumindest theoretisch, durchaus auch 
bedeuten, dass eine Anwältin sich im Parlament Iür die Onteressen ihrer 
Klienten einsetzt. Natürlich wird sie, wenn darauI angesprochen, entgeg-
nen, dass sie sich mit ihren Vorstössen und Entscheiden an den Onteressen 
ihrer Wähler orientiert. –der an ihren eigenen. Nur nicht an jenen ihrer ju-
ristischen Klientel. 

–b das so stimmt, spielt letztlich keine Rolle. Denn die Wahrheit bleibt im 
Verborgenen. DaIür sorgt das BeruIsgeheimnis.

Zum Lobbying-Report

Wie viel ist zu viel? Die Nebenjobs der Schweizer Parlamentarier und die 
fehlende Transparenz über ihre Einkünfte aus Verwaltungsratsmandaten, 
Beiräten oder Verbandsfunktionen geben in diesem Wahlkampf zu reden 
wie noch nie. Die Republik beleuchtet dieses umstrittene Thema in einem 
vierteiligen Schwerpunkt.
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Rechenscha balge?enIbtsibnöchibnFiö?
Anwälte können beraten, wen sie wollen. Sie können daIür so viel Geld neh-
men, wie man ihnen geben will. RechenschaF darüber müssen sie nicht 
ablegen H auch nicht, wenn sie gleichzeitig als gewählte Volksvertreter im 
Parlament sitzen. 

Onsbesondere im Ständerat, wo wenige Personen auI viel Macht stossen, 
steigt die Anwaltsdichte. Jeder CünFe hat hier ein Anwaltspatent. Beson-
ders gut vertreten sind sie in den vier wirtschaFlich relevanten Kommissio-
nen, wo über 9andelsverträge, Krankenkassenbelange und OnIrastruktur-
projekte abgestimmt wird: die Kommission Iür WirtschaF und Abgaben-
, die Kommission Iür soziale Sicherheit und Gesundheit, die Kommission 
Iür Umwelt, Raumplanung und Energie und die Kommission Iür Verkehr 
und Cernmeldewesen.

Ganz vorne mit dabei ist zum Beispiel der Solothurner 0VP-Ständerat Pir-
min BischoI, der gleich in drei der vier wichtigen Kommissionen sitzt. Ak-
tuell wird BischoI von seinem Mandat als Bankrat bei der Solothurner 
Kantonalbank eingeholt, die Mitte der 1ZZxer-Jahre in den Konkurs schlit-
terte. éu den Schwergewichten gehört auch der Bündner Martin Schmid 
von der CDP mit zwei solcher Kommissionssitze.

ürpsdpechepbBepbuaVepn
Rechtsanwälte  «nden  sich  mehrheitlich  im  bürgerlichen  Dreieck 
0VP-CDP-SVP, aber gerade im Ständerat sind auch linke Juristen mit 
Anwaltspatent zu «nden: aus der SP beispielsweise der St. Galler Paul 
Rechsteiner und der éürcher Daniel Jositsch oder der GenIer Grüne Robert 
0ramer.
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Doch in der kleinen Kammer, wo Diskretion und Anstand grossgeschrieben 
werden, sind bislang keine heiklen Onteressenkon»ikte aktenkundig, in die 
Rechtsanwälte involviert waren. 

Anders im Nationalrat.

Dort liess der Luzerner 0VP-Vertreter Leo Müller einem Bauern eine pro-
blematische Corm von rechtlicher Beratung zukommen. Der Landwirt stör-
te sich an einem Bundesgerichtsurteil, das eine alte Pra7is kippte, wonach 
beim VerkauI von landwirtschaFlichen Grundstücken tieIere Steuern be-
zahlt werden mussten als bei anderen Clächen. éwar ist rückblickend nicht 
gesichert, ob der Landwirt den Rechtsanwalt wegen dieser oder einer ande-
ren Sache engagiert hatte. Müller jedenIalls brachte den Call ins Parlament. 
Er schrieb 2x12 einen Vorstoss, der zum éiel hatte, die alte Pra7is ins Gesetz 
zu schreiben. 

Müller gilt in Bern als gradliniger Bauernlobbyist. Die Landwirte vertritt er 
nicht nur über seine Anwaltskanzlei, sondern auch als Verwaltungsrat des 
grössten Schweizer Agrarkonzerns Cenaco. Daneben setzt er sich Iür die On-
teressen der Krankenkasse Groupe Mutuel ein. Bei ihr ist er Mitglied der 
Groupe de rQ»e7ion santQ H ein politischer Beirat, der bei Kritikern als Gre-
mium von BeIehlsempIängern berüchtigt ist.

Om Nachhinein darI man sich Iragen, was er sich dabei gedacht hat, als er 
später gegenüber dem ÜBlick5 einräumte, er habe als Anwalt einen betrofe-
nen Bauern vertreten. Vielleicht war er überrumpelt, als ihn der Journalist 
in der Wandelhalle darauI ansprach. –der er legte seine Onteressenbindung 
ofen, weil er einsah, dass sein Verhalten längst durchschaut worden war. 
ÜEr hat damals im Plenum so unverIroren sein Onteresse durchgesetzt, dass 
es jedem klar wurde, was läuF5, erinnert sich GLP-Nationalrätin Tiana Mo-
ser.

Die Vorlage geisterte IünI Jahre lang im Parlament herum, bevor sie 2x1? 
bachab geschickt wurde. 9auptgrund dürFe die ÜAfäre Parmelin5 sein. 
Der SVP-Weinbauer hatte sich im Bundesrat Iür Müllers Anliegen ein-
gesetzt. Dann kam heraus, dass das Weingut von Parmelins Camilie am 
GenIersee davon pro«tiert hätte. Plötzlich war das Ü4xx-Millionen-Steuer-
geschenk Iür die Bauern5 in aller Munde.

Leo Müller ist es noch immer sehr unangenehm, auI den Call angesprochen 
zu werden. Nach einem zwanzigminütigen TeleIongespräch, in dem er ver-
sucht, sich mit einer eigensinnigen Onterpretation von Lobbying zu vertei-
digen, gibt er seine éitate, die ihm die Republik nach dem Gespräch zur Au-
torisierung vorgelegt hat, eine Woche lang nicht Irei. Schliesslich zieht er 
per Mail die 9älFe seiner éitate wieder zurück. 

Es ist nicht aussergewöhnlich, dass bei Politikern vor Wahlen die Ner-
ven blank liegen. Unmissverständliche éitate ersatzlos zu streichen, ist je-
doch in der journalistischen Pra7is verwer»ich und gilt auch aus Sicht des 
Schweizer Presserats als missbräuchlich. Die Republik macht deshalb von 
ihrem Recht Gebrauch, den Vorgang publik zu machen und auI eine Publi-
kation der verbliebenen éitate zu verzichten. 

uesiebozpaVsseifVn?enbPrpbBöebkzgöiöD
Cragt man Nicht-Juristen in Bern, gibt es vor allem zwei Gründe, warum 
sich Juristen so gut Iür die Politik eignen. Erstens sind sie begnadete Red-
ner und argumentieren das rhetorisch ungebildete Gegenüber leicht an die 
Wand. éweitens haben sie eine AÄnität Iür unmissverständliche Te7te. 
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Eine wichtige Voraussetzung, um die AuIgabe des Parlaments zu erIüllen: 
die Schafung und Bearbeitung von Gesetzen. 

Anwälte haben zudem keine geregelten Arbeitszeiten und brauchen nicht 
einmal unbedingt ein eigenes Büro. ÜDer AnwaltsberuI ermöglicht es, re-
duziert zu arbeiten5, sagt der éürcher Anwalt Urs 9aegi, der bis vor kur-
zem den Schweizerischen Anwaltsverband präsidierte. ÜMan arbeitet sel-
ten wochenlang am gleichen Call. –F sind es kleine Cälle. Die &ualität der 
Dienstleistung ist nicht an Präsenz gebunden.5 

Was 9aegi auch noch sagt: Die Anwälte, die gleichzeitig im Parlament sit-
zen, betreiben ihren BeruI auI Spar»amme. Denn wegen der Cristen beis-
sen sich grosse GerichtsIälle mit den «7en Terminen eines parlamentari-
schen Amts. ÜMeine ErIahrung hat gezeigt, dass vor allem Parlamentarier, 
die noch als selbstständige Anwältinnen und Anwälte arbeiten, diese Irist-
gebundenen Tätigkeiten nicht oder kaum mehr machen5, sagt er. Was die 
politisch tätigen Anwälte im Land erledigen müssen, erledigen sie also oF-
mals nebenbei.

Die perIekte Ausgangslage Iür Beratungsmandate.

oepipeiepbBepbpeöchenbügrchigön?e
Das gilt auch Iür 0hristian Lüscher. Der GenIer CDP-Politiker ist ein rhe-
torisch herausragender Verteidiger. Seit 2xx? sitzt er im Nationalrat. Dort 
strahlt er ofenbar eine so starke staatsmännische Aura aus, dass er schon 
zweimal als Bundesrat vorgeschlagen wurde. Doch beim ersten Mal zog Di-
dier Burkhalter an ihm vorbei, beim zweiten Mal Karin Keller-Sutter. 

Lüscher arbeitet Iür die Vermögenden, die Banker, die Privilegierten. Vor 
zehn Jahren schalteten ihm die GenIer Privatbanken Iür seine Bundesrats-
wahlkampagne sogar ein éeitungsinserat. Ein Novum.

Er vertritt auch «nanziell potente politische Clüchtlinge. 9eikel wurde es 
bislang in zwei Cällen: beim kasachischen E7-Politiker Wiktor 0hrapunow 
und bei Abba Abacha, dem Sohn des Irüheren nigerianischen Diktators 
Sani Abacha. Als Anwalt habe Lüscher einen grossartigen Job gemacht, da 
sind sich die Beobachter einig. Als Nationalrat und Mitglied zweier Kom-
missionen eher weniger. 

Mit einer kleinen Trickserei wollte er vor IünI Jahren verhindern, dass ein 
Vorstoss durchkommt, der seinem Klienten Abba Abacha Probleme be-
reitet hätte. Lüscher wurde aktiv, nachdem sich abgezeichnet hatte, dass 
der Bundesrat neu die Möglichkeit erhalten sollte, Potentatengelder Irüher 
zu blockieren und zurückzugeben. Er versuchte laut ÜTages-Anzeiger5, das 
Anliegen in eine andere Kommission zu verschieben, wo die 0hance höher 
war, dass es bachab geschickt wird. 

Daneben wies Lüscher in der Aussenpolitischen Kommission zwar darauI 
hin, dass er als Anwalt in einen betrofenen Call involviert sei, trat zur ’ber-
raschung der Anwesenden aber nicht in den Ausstand. Nur weil Lüschers 
Manöver am Ende nicht auIging, intervenierte niemand wegen des Regel-
verstosses.

Eine ebenso schlechte Calle machte der GenIer im Call Kasachstan, der in 
einem Skandal um seine Parteikollegin 0hrista Markwalder gipIelte. Sie 
hatte sich von der kasachischen Regierung einspannen lassen und einen 
Vorstoss eingereicht, den eine Lobbyistin Iür sie verIasst hatte, die daIür 
aus Kasachstan bezahlt wurde. Lüscher spielte dabei als Anwalt von Wiktor 
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0hrapunow eine Nebenrolle. 0hrapunow war die Gegenseite. Kasachstan 
warI ihm vor, als Politiker 2Lx Millionen Dollar veruntreut zu haben. 2xx? 
»üchtete er nach GenI. 

AuI der Kasachstan-Seite stand Lobbyist und E7-BotschaFer Thomas Bo-
rer. Er unterstützte den Staat dabei, die Schweiz zur AuslieIerung 0hrapu-
nows zu überzeugen. éum Eklat kam es im September 2x14, als SVP-Natio-
nalrat 0hristian Miesch in einer AnIrage wissen wollte, wo der Bundesrat 
in diesem Call gerade stehe. Markwalder unterzeichnete die Onterpellation 
mit. Ganz zum MissIallen von Parteikollege Lüscher, der Markwalder laut-
stark wissen liess, dass ihm ihre UnterschriF im prokasachischen Vorstoss 
nicht genehm sei. Markwalder bestätigte später, dass sie von Lüscher zur 
Rede gestellt wurde. Ein höchst umstrittener Einsatz Iür den zahlenden Kli-
enten. Die Rolle des Anwalts verschmolz mit jener des Parlamentariers.
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SasbymsieNbsöchepibalszgViebSösDpeiözn
Das sind die Cälle, die publik wurden. Man darI sich aber durchaus Iragen, 
was bislang alles nicht ans Licht kam. 9at sich Rechtsanwalt Lüscher unter 
Umständen vom Bankenplatz GenI beauFragen lassen, Vorstösse einzurei-
chen, die beispielsweise die Stärkung von Ansehen und WettbewerbsIä-
higkeit des Cinanzplatzes zum éiel hattenM Per Mail darauI angesprochen, 
reagiert Lüscher pikiert und schreibt: ÜAbgesehen von dem beleidigenden 
0harakter Ohrer Crage bestätige ich hiermit, dass ich nie im Namen eines 
meiner Kunden im Nationalrat aktiv wurde.5
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Das politische System jedenIalls sichert ihm absolute Diskretion. Bisher 
gab es nur zwei Vorstösse zu mehr Transparenz, die in Nebensätzen auch 
Rechtsanwälte einbezog. Beide hatten keinen ErIolg. 

E7-BotschaFer Thomas Borer drückt es so aus: ÜWenn Sie gegen Trans-
parenz sind, müssen Sie einIach alles hinter dem Anwaltsgeheimnis ver-
stecken.5

Natürlich können sich theoretisch auch Nicht-Juristen Iür Vorstösse be-
zahlen lassen. Allerdings droht ihnen die AuNebung der Ommunität, wenn 
die Sache publik wird. Dann käme das KorruptionsstraIrecht zum éug. Wer 
sich bestechen lässt, muss mit einer CreiheitsstraIe von bis zu IünI Jah-
ren rechnen. Anwälte hingegen müssen keine RechenschaF ablegen. –der 
um es in den Worten von Mark Stucki von den Parlamentsdiensten zu Ior-
mulieren: ÜDer Schutz des BeruIsgeheimnisses geht in diesem Call dem 
Transparenzgedanken des –fenlegens der Onteressenbindungen vor.5

Einer der beiden Vorstösse, die im éusammenhang mit mehr Transparenz 
im Lobbying auch Anwälte thematisierten, stammte von SP-Nationalrätin 
Edith GraI-Litscher. Sie Iorderte vor zehn Jahren, dass Anwälte, die als Lob-
byisten in die Wandelhalle kommen, genauer angeschaut werden. Dazu 
schrieb sie: ÜMit der De«nition, wer als Lobbyist oder Lobbyistin zu akkre-
ditieren ist, muss gleichzeitig eine verbindliche Regelung geprüF werden, 
wie mit Rechtsanwälten zu verIahren ist, die Mandate betreuen und sich 
auI ihr Anwaltsgeheimnis beruIen.5 

Nationalrätin GraI-Litscher erinnert sich, wie man damals ihrem Anliegen 
begegnete: ÜVor allem aus CDP-Kreisen kam das Killerargument, dass man 
doch Anwälte nicht zwingen könne, sich über das BeruIsgeheimnis hin-
wegzusetzen.5 Sie räumt aber ein, dass sie selber auch keine Lösung kenne, 
um dieses Dilemma zu lösen. Bis heute habe man keine Möglichkeit geIun-
den, mehr Transparenz bei Rechtsanwälten zu schafen, ohne das Anwalts-
geheimnis zu lockern.

Dabei stellt sich die Crage: Wenn man schon bei e7ternen Juristen schei-
tert, wie will man das Problem dann bei Parlamentarierinnen mit Anwalts-
patent lösenM

ÜDas ist der Preis unseres Milizsystems5, sagt PolitikwissenschaFler Critz 
Sager dazu. Allerdings lohne es sich, diesen Preis zu zahlen. Denn bessere 
Alternativen zum Schweizer System gebe es nicht. ÜSolange wir Milizler im 
Parlament haben wollen, können wir ihnen auch keinen VorwurI machen, 
wenn sie nebenbei ihren BeruIen nachgehen.5 Auch wenn es bei vielen der 
BeruI des Rechtsanwalts ist, der Klientinnen mit dem Schutz der Diskre-
tion betreut. Wer als Stimmbürger eine Korrektur wolle, müsse eben eine 
Volksinitiative einreichen. 

Doch da gibt es einen 9aken: Würde man Anwältinnen verp»ichten, ihre 
KlientenschaF öfentlich zu machen, müssten dann nicht auch Unter-
nehmerinnen, Berater oder Orztinnen nachziehenM Auch sie kennen teil-
weise eine Verschwiegenheitsp»icht. Onsbesondere wegen der Unter-
nehmer hätte ein Volksbegehren wohl keine 0hance. Denn sie würden 
Wettbewerbsnachteile geltend machen. Auch das ein Killerargument.

Berater sind ebenIalls gut vertreten im Parlament. Mehrere Politiker Iühren 
ein eigenes Büro. éum Beispiel 0VP-Präsident Gerhard P«ster. Er ist Onha-
ber und GeschäFsIührer der Cirma P«ster P Netzwerk. AuI seiner Website 
schreibt er: ÜWir vermitteln Ohnen einen éugang zu Entscheidungsträgern, 
E7perten und Onteressensvertretern aus Politik, WirtschaF und Bildungs-

REPUBLIK 7 / 10

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20090486
http://www.pfisternetzwerk.ch/de/kompetenzen.php
http://www.pfisternetzwerk.ch/de/kompetenzen.php


wesen.5 Tritt er in den Ausstand, wenn seine Klienten bei politischen Ge-
schäFen betrofen sindM

P«ster sagt: ÜJa, das würde ich. Allerdings würde ich nie einen Vorstoss Iür 
einen Klienten einreichen, schon gar nicht gegen Bezahlung oder im Rah-
men eines AuFrags.5 –hnehin habe er aber seine Ükleine Cirma5 nur ge-
gründet, Üum gewisse selbstständige Tätigkeiten wie ReIerate und Work-
shops abrechnen zu können und um meinem Büro in éug einen Namen zu 
geben5. 

Und dann sind da noch die 9ybride: Juristen mit Beratungsbüros. CDP-Prä-
sidentin Petra Gössi beispielsweise steht bei der Baryon AG in éürich auI 
der Lohnliste, wo sie ÜPrivatpersonen und Unternehmen in Cragen der 
Schweizer WirtschaFs- und Steuerpolitik unterstützt5, wie es auI der Web-
site heisst. Der éürcher SVP-Nationalrat Gregor Rutz wiederum organisiert 
mit den drei Angestellten seiner Cirma ÜRutz P Partner H Strategie und 
Kommunikation5 gar ganze Abstimmungs- und Wahlkampagnen.

tNbWaNenbBepb$öpischa 
Der aktivste unter den 9ybriden dürFe der Basler SVP-Nationalrat Seba-
stian Crehner sein. Seine umIangreichen Lobbyingaktivitäten haben ihm 
vor allem im Mitte-links-Lager einen zweiIelhaFen RuI verschaQ. Verein-
zelt kommentieren aber auch bürgerliche Kollegen, er sei sich mit seinem 
Ein-Mann-Beratungsbüro Adoro 0onsulting Iür nichts zu schade. ÜCrehner 
ist sehr empIänglich5, sagt ein Lobbyist: ÜEr hat viel éeit.5 

Der promovierte Jurist aus Riehen ist in der Cührung von zehn Onteressen-
gemeinschaFen und Parlamentariergruppen involviert.  Transparenz-
vorschriFen sind hier e7trem rar. Beiden KörperschaFen wird vorgeworIen, 
heimliche Lobbyingvehikel zu sein. Viele Parlamentariergruppen werden 
von e7ternen Agenturen geIührt. AuI der Parlamentswebsite muss lediglich 
publiziert werden, wer das Sekretariat bestellt und die Gruppe präsidiert. 
Niemand weiss genau, wie sie «nanziert werden. Dass aber Geld aus der 
WirtschaF und dem Ausland »iesst, bestreitet heute in Bern keiner mehr. 

Crehner hat unter anderem eine Gruppe Iür die Region Basel mitgegründet. 
On deren Namen organisiert er während der Sessionen Veranstaltungen, die 
über die Basler Sektion des Schweizerischen Arbeitgeberverbands «nan-
ziert werden. Om éentrum steht der WirtschaFsstandort. An einem der An-
lässe reIerierte unlängst Roche-Präsident 0hristoph Cranz über teure Me-
dikamente.

Der Arbeitgeberverband ist zudem Kunde von Crehners Beratungs«rma 
und unterstützt ihn «nanziell im WahlkampI. Auch aus der Pharmabranche 
soll zu diesem éweck Geld »iessen. ÜOn der Stadt hängen seine Wahlplakate 
lange vor allen anderen5, erzählt einer, der ihn kennt. Alle Mandate Creh-
ners würden an dessen Nationalratsamt hängen. Unter anderem sitzt der 
Allrounder noch im politischen Beirat des Verbands Gastrosuisse und H wie 
Juristenkollege Leo Müller H in der Groupe de rQ»e7ion santQ der Kranken-
kasse Groupe Mutuel. Bis Ende Juni sass er zudem im Verwaltungsrat der 
Bank 0ler.

AuI seine vielen 9üte, seinen juristischen Background und sein Beratungs-
büro angesprochen, zeigt sich Crehner gegenüber der Republik sehr ofen. 
éitiert werden dürIen jedoch nur allgemeine Aussagen H aus Prinzip, wie 
er sagt, und weil GeschäFsverbindungen betrofen sein könnten. Es gebe 
ihm zu denken, wie viele Journalisten ihn nun vor den Wahlen anrieIen und 
unverblümt Iragen, ob er angesichts der vielen Lobbyämter noch gut schla-
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Ien könne. Darunter inzwischen sogar Néé-Leute. ÜOch bin wirtschaFs-
Ireundlich5, sagt er. ÜOch mache grundsätzlich alles, was Iür die WirtschaF 
gut ist. Wo ist das ProblemM5 

Crehner betont, dass er GeschäFsbeziehungen mit seiner Cirma Adoro im 
Parlament nicht transparent machen müsse, und ergänzt: ÜOch habe über 
meine Cirma keine Mandate, die politische GeschäFe betrefen. So etwas 
nehme ich nicht an.5 Die éuwendungen aus der WirtschaF Iür seine Wahl-
kampagne seien in diesem éusammenhang kein Problem: ÜOch bin einer 
der am besten vernetzten und wirtschaFsIreundlichsten Parlamentarier in 
Bern. Darum erhalte ich von Unternehmen und Verbänden Geld Iür meinen 
WahlkampI.5

Was oF kritisiert wird H die allzu engen Kontakte mit der WirtschaF, um 
nach der politischen Karriere lukrative Verwaltungsratsmandate zu sam-
meln H, sieht Crehner als 0hance: ÜWenn man als junger Mensch in den Na-
tionalrat kommt, kostet das einen viel von der beru»ichen Karriere. Darum 
macht es Sinn, während der éeit im Parlament von den ErIahrungen und 
Begegnungen zu pro«tieren. Das kann in der éeit danach von grossem Nut-
zen sein.5 

Dass sich Rechtsanwälte und Berater im Parlament heimlich von Unter-
nehmen einspannen liessen, sei denkbar, sagt Crehner. Om Parlament wer-
de viel darüber gemunkelt. Darum könne er teilweise nachvollziehen, dass 
mehr Transparenz im Lobbying verlangt werde. On Bern aber, davon ist 
Crehner überzeugt, gebe es keine Korruption: ÜEs kam noch nie einer zu 
mir und bot mir Geld Iür einen Vorstoss an.5

Vielleicht ist es keine ofensichtliche Korruption. Möglich ist jedoch, dass 
die WirtschaF Iür die Politiker ein Anreizsystem geschafen hat. Eines, das 
sich an alle Gesetze hält. Und davon pro«tiert, dass die Gesetze sehr ofen 
Iormuliert sind. Möglich auch, dass wir davon überhaupt nichts mitbekom-
men. ÜDie Pharmaindustrie ist nicht so dumm und holt Parlamentarier in 
den Verwaltungsrat oder in irgendwelche Beiräte5, sagt ein Bundesbern-On-
sider. ÜSie agiert viel subtiler im 9intergrund.5

Als bürgerlicher Parlamentarier kann man sich ganz einIach dem VorwurI 
der Käu»ichkeit entziehen, indem man grundsätzlich die Schweizer Wirt-
schaF unterstützt. Sebastian Crehner sagt zum Beispiel: ÜOch bin Iür ein li-
berales Tabakproduktegesetz, weil die Tabakindustrie eine wichtige Bran-
che ist, die viel Steuern bezahlt.5 Und was ist mit der PharmaM ÜPharma 
«nde ich eine tolle, innovative Branche.5 

So einIach ist das. 

Das BeruIsgeheimnis der im Parlament tätigen Anwälte wurde diesen Ce-
bruar auch in einem Zx-seitigen Bericht von Transparency Onternational 
Schweiz über Lobbying erwähnt. –der zumindest gestreiF. Die zwei Au-
toren sind der Meinung, dass Anwälte im Parlament bei konkreten Ge-
schäFen eigentlich auI relevante Onteressenbindungen hinweisen müss-
ten. Dies, weil die parlamentarische Tätigkeit gar nicht unter das BeruIs-
geheimnis Iallen dürIe, da es sich um eine sogenannte akzessorische und 
deshalb nicht anwaltsspezi«sche Tätigkeit handle. Als akzessorisch be-
zeichnet man kauImännische Dienstleistungen wie Vermögensverwaltung 
oder Treuhand. 

Allerdings gilt in der Branche die Beratung eines Klienten nicht als akzesso-
rische Tätigkeit. Und geniesst deshalb den unbestrittenen Schutz des An-
waltsgeheimnisses. 
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Ost dem versteckten Lobbying der Rechtsanwälte also gar nicht beizukom-
menM Mit 1xxRxxx gültigen UnterschriFen kann man in der Schweiz theore-
tisch alles zur Abstimmung bringen. On der Pra7is hat das hier einIach noch 
nie jemand versucht. Nach der Logik von Anwalt Urs 9aegi heisst das: ÜWo 
kein Kläger, da kein Richter.5

REPUBLIK republik.ch/2019/10/03/sie-haben-das-recht-zu-schweigen (PDF generiert: 13.03.2024 08:22) 10 / 10

https://www.republik.ch/2019/10/03/sie-haben-das-recht-zu-schweigen

